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UNSOZIAL 
Warum die Landtagsab-
geordnete Renate Wohl-
wend sich gegen die 
NBU-Subventionierung 
ausspricht. 3 

VOLKS 
BLATT MIX 

Pneu beschädigt 
W I L - A u f  der Autobahn A I  bei Wil sind am 
Dienstagmorgen rund 20 Fahrzeuge beschä
digt worden. Der Grund: Ein abgesprengtes 
Laufwerk eines Lastwagenpneus lag auf der 
Fahrbahn. 

Der Chauffeur, der den Gummi verloren 
hatte, setzte seine Fahrt laut Polizei fort. 
Möglicherweise habe er auf einqm Rastplatz 
den Pneu ausgewechselt. (sda) 

Mehr Qualität als Quantität 
BERLIN - Für Frauen zwischen 50 und 70 
Jahren spielt Sex eine grössere Rolle als viel
fach angenommen: Zwar haben viele nicht 
mehr so oft Verkehr wie in jüngeren Jahren, 
aber die Qualität wird den Frauen dafür um
so wichtiger. 

Das geht aus einer repräsentativen Studie 
mit 521 Frauen hervor, die die Medizinpsy-
chologin Beate Schultz-Zehden von der Ber
liner Charitd durchgeführt hat. «Frauen ab 50 
sind heute anders drauf als früher. Sic haben 
einfach noch mehr Lebenshunger - und das 
gilt auch für die Sexualität», bilanziert 
Schultz-Zehden. (sda) 

V O L K I  S A G T :  

«I pack jiitz denn o 
d' Schprützkanta 
uu.s. Min Ciarta 
bru ucht Wasser, 
ka Suhvcntioim.» 
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ABSTIMMUNG 
Welche Gemeinden 
noch über die Bildung 
einer Bürgergenossen
schaft abstimmen müs
sen. 4 

VORHABEN 
Wie Dominik Marxer 
mit Wädenswil im 
Play-off-Viertel finale 
gegen Neuhausen be
stehen will. 15 

TRUPPEN 
Wieso der überarbeite
te Plan zur Wiederver
einigung Zyperns den 
Inseltürken entgegen 
kommt. 2 8  

Gegen Giesskannenprinzip 
Industrie- und Handelskammer (LIHK) für NBU-Abschaffung 

VADUZ - »Die NBU-Subvention 
ist sozial ungerecht, weil Arbeit
nehmer mit höheren Einkommen 
stärker profitieren, als jene, die 
es wirklich nötig hätten», darum 
soll die staatliche Subventionie-
rung dieser Freizeitversicherung 
abgeschafft werden. Die stetig 
wachsenden Sozialausgaben 
sollen nicht minimiert, sondern 
künftig bedürfnisgerecht ver
teilt werden. Diese Haltung 
unterstützt auch die LIHK. 

»Peter Kindla 

Schlechter Verdienende werden 
schlechter unterstützt: So präsen
tiert sich die NBU-Subventionie
rung am heutigen Tag. Aus diesem 
Grund hat der Landtag den Be-
schluss gefasst, die Subventionie
rung aufzuheben, um die frei wer
denden Mittel bedarfsgerecht und 
sozial zu verwenden. 

Abschaffung verantwortbar 
Nicht nur die Regierung und der 

Landtag, sondern auch wichtige 
Interessensgemcinschaften spre
chen sich für die Abschaffung der 
unsozialen NBU-Subvention aus. 
So- auch die Liechtensteinische 
Industrie- und Handelskammer 
(LIHK): Die Aufhebung des Lan
desbeitrages an die Nichtbetriebs-
unfallversicherung (NBU) sei ver
antwortbar, «da die ursprüngliche 
Begründung für eine Subventionie
rung des NBU-Beitrages bereits seit 
Jahren weggefallen ist», stellte Jo
sef Beck, LIH K-Geschäftsführer, 
auf Anfrage gegenüber dem Volks
blatt fest. Die L IHK betont dabei, 
dass es ein Anliegen der Kammer 
sei, das Thema der NBU-Subven-
tionicrung sachlich und neutral zu 

Die Liechtensteinische Industrie- und Handelskammer (im Bild Josef Beck, Geschäftsführer) spricht sich dafür 
aus, die unsoziale NBU-Subvention abzuschaffen. 

beurteilen. Dies ist auch in den Lan
deszeitungen publizierten Inseraten 
der Wirtschaftsvereinigung nachzu
lesen. 

Keine Berechtigung 
mehr vorhanden 

Die Subventionierung der NBU-
Prämic für Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer sei in ihren Anfan
gen berechtigt gewesen, so die 
L IHK in den Zeitungsanzeigen. 
Die LIHK führt aus, dass im Ent
stehungsjahr 1932 die NBU-Versi
cherung vor allem für die schlech-
test Verdienende Arbeitnehmer
schicht obligatorisch war. Von die
sen Arbeitnehmenden hätten viele 
ihre Verpflichtung ohne staatliche 
Beihilfe nicht bezahlen können. 

Weiter hält die LIHK fest: « Heu
te gilt dies nicht mehr. Die Schweiz 
hat der Veränderung in der Lohn
landschaft bereits 1967 Rechnung 
getragen.» 

Abschaffung in der Schweiz: 
Bereits im Jahre 1967 

Die Eidgenossen schafften die 
staatliche NBU-Subventionierung 
vor mehr als drei Jahrzehnten mit der 
plausiblen Begründung ab, dass sich 
die Einkommensverhältnisse jener 
Personen, die der NBU-Versicherung 
unterstehen, erfreulicherweise gebes
sert hätten. Vor 1967 hätte der 
Bundesbeitrag an die NBU-Versiche
rung einen sozialpolitisch wünschba
ren Ausgleich zwischen den ver
schiedenen Bevölkerungskreisen ge

bracht. Heute führe dieser zu einer 
Ungleichheit. Josef Beck führte 
gegenüber dem Volksblatt pus, dass 
diese Aussage auch der heutigen Re
alität in Liechtenstein entspricht. 

Sozialverträgliche Massnahmen 
A u f  die Frage, ob die NBU-Sub

ventionierung überhaupt noch sozi
al sei, führte Josef Beck aus: «Der 
NBU-Landesbeitrag wird nach 
dem Giesskannenprinzip ausge
schüttet, das hohe Einkommen mit 
entsprechend höheren Beiträgen 
unterstützt. Die L IHK  setzt sich für 
ausgewogene, sozialverträgliche 
Massnahmen ein, die zielorientiert 
einkommensschwache Personen 
entlasten und wegführen vom 
Giesskannenprinzip.» 

Kritik an Sozialpolitik 
SPÖ-Vorarlberg fordert Armutsbericht 

ANZEIGE 

m t ,  

BREGENZ - Kritik an der Sozial
politik der Vorarlberger Lan
desregierung übte am Dienstag 
die Vorarlberger SPÖ-Vorsitzen-
de Elke Sader. Sie fordert die 
soziale Situation im Rahmen 
eines Armutsberichts zu erhe
ben. 

Ausserdem sollen Steuerungs- und 
Planungsinstruniente für den So
zialfonds entwickelt werden und 
sozialpolitische Ziele definiert. 
Die Sozialhilfe müsse reformiert 
und der Zugang stärker anonymi
siert werden. Anlass für die Kritik 
der SPÖ-Vorsitzenden war der 
Prüfbericht des Landesrechnungs
hofes über den Sozialfonds, an 
dem das Land zu 60 Prozent, die 
Gemeinden zu 40 Prozent beteiligt 
sind. Die Prüfer hatten bemängelt, 
dass bei den Sozialausgaben Pla-

nungs- und Steuerungsmechanis
men fehlen. 

«Im Klartext heisst das, die Lan
desregierung hat keine klaren Vor
stellungen, in welche Richtung 
sich die Sozialpolitik des Landes 
Vorarlberg entwickeln und mit 
welchen Instrumenten diese' Ent
wicklung vonstatten gehen soll», 
kritisierte Sader und bezeichnete 
dies als «unerträglichen Zustand». 
Die SPÖ-Vorsitzende fordert des
halb als ersten Schritt eine Status-
quo-Analyse Über die soziale Situ
ation der Bevölkerung. Auf  Basis 
dieses Armutsberichts müssten so
zialpolitische Ziele definiert und 
Steuerungs- und Planungsinstru
mente für den Sozial fonds ent
wickelt werden, schlägt Sader vor. 
Sozial- und gesundheitspolitische 
Massnahmen müssten als Einheit 
gesehen werden. (vol) 
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